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Deutlicher wird der Gang der Argumentation des BVerwG
dann im Folgenden: Es stellt klar, dass nach seiner Ansicht
in einem vollst�ndigen Verbot einer anlasslosen Vorrats-
datenspeicherung eine Beschr�nkung des Handlungsspiel-
raumes des nationalen Gesetzgebers im Bereich der Straf-
verfolgung und der çffentlichen Sicherheit liege und somit
in Bereichen, die dem nationalen Gesetzgeber zugewiesen
seien.22 Diese Konsequenz hieraus �berzeugt jedoch nicht:
Es geht in der Rechtsprechung des EuGH nicht um das
Verbot einer einzelnen Maßnahme der Strafverfolgung oder
Gefahrenabwehr, sondern vielmehr um die Wahrung des
Grundrechtsstandards innerhalb der Union auf der Basis der
EuGRCh. Dies bewirkt reflexartig die Unmçglichkeit be-
stimmter Maßnahmen in Bereichen, in denen die Union
keine Regelungskompetenz besitzt und ist seitens des na-
tionalen Gesetzgebers im Einzelfall hinzunehmen.

4. EGMR-Rechtsprechung zu Systemen der Massen-
�berwachung

Der Senat zieht zuletzt auch die Rechtsprechung des
EGMR zu Art. 8 EMRK als Anhaltspunkt f�r die Zul�ssig-
keit von Systemen zur Massen�berwachung heran.23 Das
zitierte Urteil behandelt die Rechtm�ßigkeit der grenz-
�berschreitenden Fernmeldeaufkl�rung in Schweden, die
vom EGMR in einer abstrakten Pr�fung der gesetzlichen
Regelungen f�r rechtm�ßig befunden wurde.24 Als wesent-
liche Unterschiede zur Vorratsdatenspeicherung sind je-
doch Umfang und Dauer der vom EGMR �berpr�ften
�berwachungsmaßnahmen zu nennen. Der untersuchte
Eingriff betrifft nur die grenz�berschreitende Kommuni-
kation und ist in seiner Gesamtdauer begrenzt,25 sodass er
nicht dieselbe Intensit�t wie die Vorratsdatenspeicherung
erreicht. Das Gericht pr�ft die Zul�ssigkeit zudem vor dem
Hintergrund der konkreten Verfahrensgew�hrleistungen
im schwedischen Recht und betont, dass die zu gew�hren-
den Garantien bei der Durchf�hrung von Massen�berwa-
chungen je nach Art anzupassen sind und von einer Viel-

zahl von Einzelaspekten abh�ngen.26 Angesichts dieser
Einzelfallabh�ngigkeit des angef�hrten Urteils, der schon
zuvor seitens des EGMR ergangenen Rechtsprechung zur
Zul�ssigkeit von Massen�berwachungssystemen27 und der
Tatsache, dass der EuGH in seinem Urteil zur Vorrats-
datenspeicherung28 explizite Anforderungen f�r die recht-
m�ßige Mçglichkeit der Vorratsdatenspeicherung formu-
liert, erscheint der Erkenntnisgewinn durch die Inbezug-
nahme der Rechtsprechung des EGMR daher begrenzt.

IV. Ausblick und Fazit
Die Vorratsdatenspeicherung hat durch die Vorlageent-
scheidung des BVerwG einen weiteren Verfahrensstrang
erhalten – neben den beim BVerfG anh�ngigen Verfas-
sungsbeschwerden – und wird nun Gegenstand eines Ver-
fahrens in Luxemburg. Es wird deutlich, dass das BVerwG
Mittel und Wege sucht, die Vorratsdatenspeicherung all-
gemein zu legitimieren und zwar auch in der konkreten
gesetzgeberischen Ausgestaltung in Deutschland. Ob die-
ses Ansinnen zum Erfolg f�hren wird, scheint fraglich, da
hierf�r eine Rechtsprechungs�nderung des EuGH notwen-
dig w�re. Dies k�me jedoch einer Absenkung des Schutz-
niveaus bei gleichzeitigem Anstieg der technischen �ber-
wachungsmçglichkeiten durch die fortschreitende Vernet-
zung des Lebens, z. B. in Form mobilfunkbasierten auto-
nomen Fahrens oder des Internets der Dinge (IoT), gleich.

22 BVerwG, 25. 9. 2019 – 6 C 12/18, K&R 2019, 819, 823, Rn. 35.
23 BVerwG, 25. 9. 2019 – 6 C 12/18, K&R 2019, 819, 823, Rn. 36.
24 EGMR, 19. 6. 2018, Nr. 35252/08, NVwZ 2018, 1457, 1458, Rn. 98.
25 EGMR, 19. 6. 2018, Nr. 35252/08, NVwZ 2018, 1457, 1458, Rn. 116 ff.,

125 ff.
26 EGMR, 19. 6. 2018, Nr. 35252/08, NVwZ 2018, 1457, 1458, Rn. 114.
27 Vgl. EGMR, 29. 6. 2009 – Nr. 54934/00, NJW 2007, 1433; EGMR, 1. 7.

2008 – Nr. 58243/00.
28 EuGH, 21. 12. 2016 – verb. Rs. C-203/15, EuGH, 21. 12. 2016 –

C-698/15, K&R 107, 105, Rn. 108 ff.

RA Dr. Florian Deusch, Ravensburg und Prof. Dr. Tobias Eggendorfer, Weingarten*

Durchsetzung und Vollstreckung
der Daten�bertragbarkeit

Mit dem Recht auf Daten�bertragbarkeit hat der EU-Ver-
ordnungsgeber echtes „Neuland“ betreten. Schwierigkei-
ten sind nicht nur bei der technischen Durchf�hrung,
sondern auch bei der rechtlichen Durchsetzung des neuen
Betroffenenrechts zu lçsen. Beide Gesichtspunkte disku-
tiert der vorliegende Beitrag.

I. Einleitung und Grundsatzfragen
Verschiedene Beitr�ge haben sich mit den Grunds�tzen
und Voraussetzungen des „neuen Betroffenenrechts“ aus
Art. 20 DSGVO befasst.1 Der Gradmesser eines Gesetzes
ist jedoch, ob es in der Praxis durchsetzbar und letztlich
auch vollstreckbar ist. Rechtstheoretisch h�ngt davon so-
gar ab, ob man �berhaupt von einer Rechtsnorm sprechen
kann. Denn „ein Rechtssatz ohne Zwang ist wie Feuer, das
nicht brennt“.2

Die Probleme der Praxis, Anspr�che auf „Datenzugang“
durchzusetzen, zeigt u. a. die Auseinandersetzung um das
„Facebook-Erbe“: Der BGH hçchstselbst bejahte das Zu-
gangsrecht der Erben zum Facebook-Konto der Verstor-
benen. Gleichwohl konnten die Erben ihr Recht bislang
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nicht wie gew�nscht durchsetzen. Die Folge waren weitere
Rechtsstreite1zur2Vollstreckung.3

Deswegen pr�ft dieser Beitrag, wie die Rechte aus Art. 20
DSGVO durchzusetzen und zu vollstrecken sind. Ab-
schnitt II. untersucht technisch, wie eine Daten�bertragung
funktioniert. Darauf aufbauend zeigt Abschnitt III. die
rechtlichen Wege f�r die Durchsetzung und Vollstreckung
dieser Rechte.

Relevant sind diese Fragen unter anderem f�r die Antr�ge
im Verwaltungs- und Klageverfahren, f�r den Tenor eines
Urteils und die Wahl der Vollstreckungsart.

II. Datenspeicherung und Daten�bertragbarkeit
aus technischer Sicht

Dieser Abschnitt stellt die technischen Grundlagen zur
Daten�bertragbarkeit dar.4 Maßgeblich hierf�r sind die
Formate und Strukturen der Daten. Denn IT-Systeme spei-
chern Daten bin�r, also als Nullen und Einsen. Um eine f�r
den Menschen lesbare Repr�sentation der Daten zu schaf-
fen, ist stets ein Programm nçtig, denn Daten sind nicht
unmittelbar wahrnehmbar (§ 202 a Abs. 2 StGB).

Zudem erfordert die �bertragung von Daten eines Indivi-
duums regelm�ßig die Separierung seiner Daten aus einer
Datenmenge, die auch andere Daten beinhaltet.

1. Datenformate und -strukturen
Im Informatikstudium erlernen angehende Informatiker
mehrere Dutzend Verfahren, wie Programme effektiv zu-
greifbar und auswertbar Daten im Speicher eines Rechners
ablegen kçnnen: Von unstrukturierter textueller Ablage
�ber ggf. mehrfach verkettete Listen und B�ume in diver-
sen Auspr�gungen sowie Spezial-Strukturen wie Heaps
und Dictionaries, bis hin zu relationalen Datenbanken oder
Object-Storages.

Dazu kommen entweder (Datenbank-) systemspezifische
oder allgemein spezifizierte Dateiformate wie CSV, XML
oder Datenbanksprachen wie SQL. Das erg�nzen weiterer
Spezialkonstrukte wie NoSQL-Datenbanken.5

Erg�nzend existieren diverse Verfahren zur revisionssi-
cheren Ablage von Daten. Aktuell sind Blockchain-Tech-
nologien dazu in den Kçpfen pr�sent.

Die Wahl einer geeigneten Datenstruktur sowie Datenhal-
tung f�r ein Softwareprojekt hat erhebliche Auswirkungen
auf die k�nftige Performance und die Nutzbarkeit von
IT-Systemen. Sie ist daher eine kritische Entscheidung
im Entwicklungsprozess und erfordert erhebliches Know-
how.

2. Datenaustauschformate
Dieser Abschnitt stellt orientierend einige Datenaustausch-
formate und deren Spezifika dar. Im Informatikstudium
werden diese Daten(austausch)formate als Grundhand-
werkszeug f�r Softwareentwickler gelehrt.

a) CSV

Comma-Separated Values (CSV) d�rfte zu den �ltesten
und einfachsten Datenaustauschformaten gehçren. Dabei
sind die einzelnen Datenfelder durch ein Trennzeichen,
h�ufig eben das Komma, getrennt, die Datens�tze meist
durch Zeilenumbr�che, z. B. bei einer Adressdatenbank:

M�ller,Max,Musterstraße,15 a,12345,Musterdorf

Huber,Helga,Beispielweg,17/1,23456,Musterhausen

Doch gibt es keine Vorschrift, nach der, wie bei den obigen
Adressen z. B., die Hausnummer getrennt von der Straßen-
angabe abzulegen ist. Auch gibt es nirgends eine Definiti-
on, in welcher Reihenfolge die Felder zu benennen sind.
Diesen Aufbau m�ssen die austauschenden Parteien bila-
teral verhandeln. Eine alternative CSV-Darstellung dersel-
ben Daten kçnnte wie folgt lauten:

Musterdorf|12345|Max M�ller|Musterstraße 15 a&Mus-
terhausen|23456|Helga Huber|Beispielweg 17/1&

Weitere Komplikationen treten auf, wenn in den Daten-
s�tzen das Feld- oder Satztrennzeichen auftritt. Es muss
dann in geeigneter Weise maskiert werden, so dass ein
Programm es nicht f�lschlich als Trennzeichen erkennt.
Man spricht vom Escaping.

Schwierig ist es weiterhin, durch CSV relationale Daten-
banken darzustellen. Hier normalisiert der Software-Ent-
wickler/die -Entwicklerin typisch die Datens�tze, so dass
z. B. in einem CRM die Liste der Kundenkontakte nicht
jeweils auch die Adressdaten enth�lt, sondern �ber eine
interne Verkn�pfung mittels einer einzigartigen Kennung
(ID) der Adressdatensatz nachgeschlagen werden kann.
Beim Export solcher Datens�tze muss zwischen den Par-
teien vereinbart werden, ob die relationale Struktur der
Datenbank durch verschiedene CSV-Dateien, die jeweils
eine Tabelle repr�sentieren, erhalten bleibt, oder ob Rela-
tionen aufgelçst werden und ein sogenannter Flat-Dump
entsteht, der Redundanzen enth�lt.

Diese Vereinbarungen sind insoweit in der Praxis zeitauf-
wendig, als verschiedene Entwickler bei ihren Projekten
jeweils verschiedene Designentscheidungen treffen, die zu
unterschiedlichen Tabellenstrukturen in Datenbanken f�h-
ren.

Es kann also nicht angenommen werden, dass zwei Online-
Plattformen, zum Beispiel Partnerschaftsbçrsen, die er-
kennbar vergleichbare Daten verarbeiten, dieselbe Daten-
struktur haben, und sich insoweit aus dem Verwendungs-
zweck eine einheitliche CSV-Darstellung von selbst ab-
leitet.

b) XML

XML wird oft als ein Standardaustauschformat bezeichnet.
Doch auch XML beschreibt nur eine Struktur, in der Daten
abgelegt werden kçnnen. Dies zeigt folgendes Beispiel f�r
eine Adressdatenbank in XML (XML-Repr�sentation
eines Adressdatensatzes):
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<customers>
<customer>

<name>M�ller</name>
<vorname>Max</vorname>
<addresses>

<address type="home">
<street>Musterstraße 15 a</street>
<town>Musterstadt</town>
<postcode>12345</postcode>
<state />

<country />
</address>

</addresses>
<phones>

<phone type="mobile">
<countrycode>+49</country>
<number>151 12345678</number>

</phone>
</customer>

Die Vergabe der Bezeichnungen f�r die einzelnen Ele-
mente ist nicht vorgegeben, genauso wenig wie deren
Anordnung oder Reihenfolge, oder ob bestimmte Informa-
tionen als Attribute (wie z. B. die Art der Telefonnummer
in der obigen Abbildung) oder als eigenes Element aus-
gef�hrt werden. Sie muss wiederum zwischen den Parteien
individuell vereinbart werden. Auch hierbei ist die Frage,
ob ein Datenmodell, das durchaus auch ein beachtenswer-
tes Gesch�ftsgeheimnis sein kann, durch die Struktur of-
fengelegt wird oder ein modifizierter Auszug entsteht.

Immerhin bietet XML �ber die XML Stylesheet Trans-
formation (XSLT) die Mçglichkeit, die Namen der Ele-
mente und deren Reihenfolge zu �ndern, oder sie von
Element zu Attribut oder andersherum zu verwandeln.
Doch das Erstellen eines Stylesheets ist durchaus mit
einem erheblichen Zeitaufwand verbunden.

Ein Anbieter, der zur Entgegennahme einen eigenen Stan-
dard f�r eine Import-Schnittstelle definiert, m�sste dann
die Standardausgabeformate der anderen jeweils per XSLT
in sein Eingabeformat konvertieren. Das nçtige Stylesheet
muss jeweils erstellt werden.

c) SQL

Obgleich unschçn, finden sich in der Praxis auch Daten-
�bertragungen, bei denen direkt Datenbankkommandos in
der Sprache SQL zur Beschreibung der Daten verwendet
werden. Hierzu m�sste aber die Empf�ngerseite dieselbe
Datenstruktur besitzen wie die abgebende Seite, nur dann
kçnnten Datens�tze – jenseits alles Sicherheitsbetrachtun-
gen – unmittelbar in ein anderes Datenbanksystem �ber-
tragen werden.

In der Praxis findet sich oft eine Abwandlung, bei der eine
„Empfangsdatenbank“ implementiert wird, die die Daten
der abgebenden Einrichtung aufnimmt. Anschließend
�bertragen eigene Programme des Empf�ngers die erhal-
tenen Daten in das eigene Datenformat.

d) Fazit

Obgleich es allgemeine Beschreibungen f�r Datenformate
gibt, gibt es keine allgemeinverbindliche oder gar stan-
dardisierte Definition von �bertragungsformaten von Da-
ten zwischen verschiedenen Anwendungen, wie z. B. so-
zialen Netzwerken oder WebShops. H�ufig sind diese
Informationen aufgrund der Folgen f�r das System und

der Komplexit�t der eigenen Datenstruktur Gesch�ftsge-
heimnisse.

3. Maschinelle Auswertung in Bezug auf Rechte
Dritter

Art. 20 DSGVO sieht als Einschr�nkung vor, dass die
Rechte Dritter bei der Daten�bertragbarkeit zu ber�cksich-
tigen sind. Es ist schon rechtlich schwierig zu bewerten, ob
Kommentare anderer zu eigenen Beitr�gen, z. B. auf der
Wall eines sozialen Netzes, �bertragen werden d�rfen.
W�hrend hier mçglicherweise technisch noch anonymi-
siert werden kçnnte, indem die Namen der Absender z. B.
durch eine Nummerierung ersetzt werden, ist die Erken-
nung personenbezogener Daten im Fließtext allenfalls ein
Gl�cksspiel, aber technisch nicht verl�sslich mçglich.

4. Erhalt von Daten (Art. 20 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 DSGVO)
Der Nutzer hat einen Anspruch auf die Herausgabe von
Daten in einem standardisierten, maschinenlesbaren For-
mat. W�hrend die Maschinenlesbarkeit grunds�tzlich
leicht herzustellen ist, gibt es keine geeigneten Standards
f�r den Datenaustausch zwischen Shops und sozialen Net-
zen usw.
Man kçnnte sich darauf verst�ndigen, dass z. B. die Be-
reitstellung der Daten als CSV oder XML-Datei mit einer
f�r den Abgebenden typischen Struktur ein Lçsungsweg
sein kçnnte. Dadurch erh�lt der Nutzer allerdings genau
dasselbe wie in einem Auskunftsersuchen, nur in einem
anderen Format.
Ein Import bei einem anderen ist voraussichtlich mit min-
destens demselben Aufwand verbunden, wie ein manuelles
Abtippen einer gedruckten Auskunft.

5. �bermittlung von Daten (Art. 20 Abs. 1 S. 1 Alt. 2
DSGVO)

Die �bermittlung von Daten erfordert regelm�ßig detail-
lierte Absprachen zwischen den Parteien zum zu verwen-
denden Dateiformat. Unter der Annahme, dass es nur zehn
soziale Netzwerke gibt, m�ssten die Anbieter dieser Netz-
werke jeweils untereinander ein geeignetes Datenaus-
tauschformat definieren. Es w�ren damit f�r den ersten
Anbieter neun, f�r den zweiten noch acht, den dritten
sieben usw. Formate zu definieren. Bei nur zehn Anbietern
entst�nden im Worst Case somit 44 Formatspezifikatio-
nen, um jeweils einen Austausch bewerkstelligen zu kçn-
nen.

Dabei ist zu beachten, dass die g�ngigen sozialen Netze
unterschiedliche inhaltliche Aufbauten haben: W�hrend
Twitter von Kurznachrichten lebt, erwartet Facebook viel
mehr persçnliche Daten wie z. B. Fotos usw. Daher wird
ein einheitlicher Standard f�r alle Anbieter auch schwer zu
definieren sein.

6. Technisches Fazit
In technischer Hinsicht ist die Anforderung des Art. 20
DSGVO nach einem standardisierten Datenformat kaum
zu erf�llen. Die Separierung der Daten der betroffenen
Person bzw. des Anspruchstellers von den Daten Dritter ist
aus technischer Sicht herausfordernd bzw. problematisch.

III. Durchsetzung und Vollstreckung
F�r das Recht, seine personenbezogenen Daten zu erhalten
(Art. 20 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 DSGVO), wird nachfolgend die
Durchsetzung mithilfe des çffentlichen und des privaten
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Rechts dargestellt. Im Anschluss geht es um die weiteren
Rechte zur Daten�bermittlung ohne Behinderung (Art. 20
Abs. 1 S. 1 Alt. 2 DSGVO) und zur Direkt�bermittlung
gem�ß Art. 20 Abs. 2 DSGVO.6

1. Durchsetzung mithilfe des çffentlichen Rechts
Der Betroffene kann eine Beschwerde bei der Aufsichts-
behçrde erheben und, sofern diese erfolglos ist, das VG
anrufen.

a) Beschwerde

Gem�ß Art. 77 Abs. 1 DSGVO kann jede betroffene Per-
son Beschwerde bei einer Aufsichtsbehçrde erheben, wenn
sie der Ansicht ist, eine Verarbeitung der sie betreffenden
personenbezogenen Daten verstoße gegen die DSGVO.

Die Beschwerde erfolgt gem�ß Art. 77 Abs. 1 DSGVO
„unbeschadet“ weiterer Rechtsbehelfe. Die betroffene Per-
son kann daher neben einer Beschwerde zus�tzlich den
Zivilrechtsweg beschreiten (siehe unten Ziffer 2).

Art. 20 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 DSGVO gibt der betroffenen
Person das Recht, die Herausgabe ihrer Daten vom Ver-
antwortlichen zu verlangen.7 Es ist die Aufgabe der
Behçrde, sich mit einer hierzu erhobenen Beschwerde
zu befassen und den Betroffenen �ber das Ergebnis ihrer
Untersuchung zu unterrichten (Art. 57 Abs. 1 lit. f
DSGVO.8 Sie hat auch die Abhilfebefugnis, den Verant-
wortlichen per Verwaltungsakt anzuweisen, dem Antrag
des Betroffenen zu entsprechen, mithin seine personen-
bezogenen Daten herauszugeben (Art. 58 Abs. 2 lit. c
DSGVO).9 Obgleich im Beschwerdeverfahren kein An-
trag erforderlich ist, kçnnte dieser gem�ß dem begehrten
Verwaltungsakt lauten (quasi als „Herausgabeverf�-
gung“):

Es wird beantragt,

den Verantwortlichen durch Verwaltungsakt anzuweisen,
dem Beschwerdef�hrer die ihn betreffenden personenbe-
zogenen Daten herauszugeben, die der Beschwerdef�hrer
dem Verantwortlichen im Zeitraum vom ... bis . . . bereit-
gestellt hat, und zwar in dem vom Beschwerdef�hrer wie
folgt spezifizierten Dateiformat: (. . .), hilfsweise in einem
gleichwertigen anderen maschinenlesbaren, g�ngigen
Format.

Die Aus�bung der Abhilfebefugnisse ist indes eine Ermes-
sensentscheidung der Behçrde. Nur wenn dieses Ermessen
auf Null reduziert ist, besteht Anspruch auf den Erlass des
oben beantragten Verwaltungsakts. Dies d�rfte der Aus-
nahmefall sein. Denn die Behçrde kann den Betroffenen
nach summarischer Pr�fung der Rechtslage auch auf den
Zivilrechtsweg verweisen.10

Selbst bei einer Ermessensreduzierung auf Null ist zu
kl�ren, in welchem Dateiformat der Verantwortliche die
Daten schuldet. Die Leistungspflicht des Verantwortlichen
ist gem�ß Art. 20 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 DSGVO nur nach der
Gattung „personenbezogene Daten in einem strukturierten,
g�ngigen und maschinenlesbaren Format“ bestimmt. F�r
diesen Fall sieht § 243 Abs. 1 BGB vor, dass der Schuldner
seine Leistung nach mittlerer Art und G�te zu erbringen
hat. Die „mittlere Art und G�te“ ist nach der Verkehrs-
anschauung zu bestimmen; innerhalb dieser Verkehrsan-
schauung legt jedoch der Schuldner den Leistungsgegen-
stand fest.11 Somit ist im Beschwerdeverfahren zu kl�ren,
ob es eine bestimmte – z. B. branchenspezifische – Ver-
kehrsanschauung zu einem Datenformat gibt; falls nicht,
kann der Verantwortliche mindestens zwischen den For-

maten XML, JSON oder CSV w�hlen. Diese Formate h�lt
die Art. 29-Gruppe f�r „g�ngig“; technisch sind aber auch
weitere Formate nicht ausgeschlossen (siehe oben Ab-
schnitt II. Ziffer 1). Deshalb empfiehlt es sich f�r den
Beschwerdef�hrer, im oben vorgeschlagenen Antrag das
von ihm gew�nschte Format anzugeben, damit er ausrei-
chend bestimmt gefasst ist. Das ist insbesondere auch
deswegen notwendig, weil XML, JSON und CSV sowie
alle anderen Formate stets nur eine Grundstruktur ver-
gleichbar dem Seitenlayout eines Manuskriptes vorgeben,
aber keinerlei Angaben �ber dessen inhaltlichen Aufbau
machen.

Zwar kann die Behçrde auf einen Datenschutzverstoß auch
mit einem Bußgeld gem�ß Art. 83, 84 DSGVO reagieren.
Ein Bußgeld f�hrt jedoch nicht zur Durchsetzung der
Daten�bertragbarkeit. Es ist ein repressives Aufsichtsmit-
tel, das datenschutzwidriges Verhalten aus der Vergangen-
heit sanktioniert. Anders als das Zwangsgeld kann es f�r
ein- und denselben Verstoß nicht mehrfach verh�ngt wer-
den.12

Ein weiteres Problem verbirgt sich in der Zust�ndigkeit der
Behçrden. Sie ist u. a. daf�r relevant, welches VG der
Betroffene anrufen kann, wenn die Behçrden das Be-
schwerdeverfahren nicht rechtskonform durchf�hren (sie-
he unten lit. b). Die betroffene Person kann die Beschwer-
de zwar gem�ß Art. 77 Abs. 1 DSGVO bei jeder beliebigen
Datenschutz-Aufsichtsbehçrde erheben; die angerufene
Behçrde m�sste die Beschwerde gem�ß Art. 57 Abs. 1 lit. f
auch bescheiden und w�re demgem�ß in einem Verwal-
tungsrechtsstreit passivlegitimiert.

F�r die deutschen Aufsichtsbehçrden jedoch sieht § 19
Abs. 2 BDSG vor, dass die Beschwerden an die „federf�h-
rende Aufsichtsbehçrde“ gem�ß Art. 56 DSGVO abgege-
ben werden. Dies f�hrt nach der Erfahrung der Autoren
dazu, dass die angerufenen Behçrden in Deutschland das
gesamte Beschwerdeverfahren an die federf�hrende Be-
hçrde abgeben (mçchten). Die Beschwerde wird dann
nicht von der angerufenen Behçrde beschieden, sondern
von der federf�hrenden Behçrde. Ob dies den Vorgaben
der DSGVO entspricht, ist zweifelhaft.13 F�r den Betrof-
fenen bedeutet die Verweisung, dass er sich im Beschwer-
deverfahren und einem anschließenden Verwaltungs-
rechtsstreit nicht mit der angerufenen Behçrde auseinan-
derzusetzen hat, sondern mit der federf�hrenden Behçrde.
Wenn der Verantwortliche seine Niederlassung nicht in
Deutschland, sondern einem anderen EU-Staat hat, zum
Beispiel Irland oder Luxemburg, w�re ein Verwaltungs-
rechtsstreit dort zu f�hren.
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6 In beiden F�llen ermçglicht Art. 80 DSGVO der betroffenen Person, eine
Vereinigung ohne Gewinnerzielungsabsicht mit der Durchsetzung ihrer
Rechte zu beauftragen (Verbandsklage, s. dazu Gola (Fn. 1), Art. 80
Rn. 1 ff.).

7 Munz, in: Taeger/Gabel, DSGVO/BDSG, 3. Aufl. 2019, Art. 20 Rn. 34.
8 Obgleich der Wortlaut des Art. 77 DSGVO nur die rechtswidrige „Ver-

arbeitung“ von Daten erfasst, ist eine Beschwerde auch zul�ssig wegen der
Verletzung eines Betroffenenrechts, s. Gola (Fn. 1), Art. 77 Rn. 15. Bei
einer Beschwerde wegen Art. 20 DSGVO ohne vorherigen erfolglosen
Antrag des Betroffenen beim Verantwortlichen gem�ß Art. 12 DSGVO
d�rfte indes die Beschwerdebefugnis entfallen.

9 Schantz/Wolff, Das neue Datenschutzrecht, 2017, Rn. 1258 f.; Gola
(Fn. 1), Art. 58 Rn. 12.

10 Schantz/Wolff (Fn. 9), Rn. 1260; Gola (Fn. 1), Art. 57 Rn. 7.
11 Gr�nenberg, in: Palandt, Kommentar zum BGB, 79. Aufl. 2020, § 243

Rn. 3, 4; obgleich der Wortlaut des § 243 Abs. (1) BGB lediglich kçrper-
liche „Sachen“ erfasst, ist er auch auf Rechte anzuwenden, s. Gr�nenberg,
in: Palandt (Fn. 11), § 243 Rn. 1.

12 Erw�gungsgrund (149) DSGVO, s. Plath, DSGVO/BDSG, 3. Aufl. 2018,
Art. 84 DSGVO Rn. 1.

13 Schantz/Wolff (Fn. 9), Rn. 1008.



Wenn die Behçrde den Verantwortlichen antragsgem�ß
per Verwaltungsakt zur Datenherausgabe verpflichtet,
h�ngt die Vollstreckung davon ab, wo dieser seine Nieder-
lassung hat.

Bei Verantwortlichen mit der Niederlassung in Deutsch-
land folgt die Vollstreckung dem VwVG.14 Gem�ß § 9
VwVG kçnnen Ersatzvornahme (bei vertretbaren Hand-
lungen), Zwangsgeld oder Zwanghaft angeordnet werden,
wenn die vorangegangene Herausgabeverf�gung bestands-
kr�ftig ist (oder ihr sofortiger Vollzug angeordnet wurde).
Jedes Vollstreckungsmittel muss zuvor durch einen geson-
derten Verwaltungsakt festgesetzt und dem Verantwort-
lichen bekanntgegeben werden, bevor es vollzogen werden
kann.15

Sind die Vollstreckungsmaßnahmen außerhalb Deutsch-
lands zu vollziehen, ist die deutsche Aufsichtsbehçrde auf
Amtshilfe der zust�ndigen ausl�ndischen Behçrden ange-
wiesen, sofern sie das Verfahren nicht ohnehin bereits an
die „federf�hrende“ Behçrde im Ausland abgegeben hat
(§ 19 BDSG). Art. 61 DSGVO sieht zwar ein Amtshilfe-
verfahren zwischen den Aufsichtsbehçrden in der EU vor;
die Norm nennt als Regelf�lle jedoch Informations- und
Untersuchungsmaßnahmen. Gegenstand der Amtshilfe ge-
m�ß Art. 61 DSGVO kçnnen zwar auch Maßnahmen sein,
die dort nicht explizit benannt sind;16 Voraussetzung ist
jedoch, dass die jeweils angerufene Behçrde nach ihrem
nationalen Recht �berhaupt zu entsprechenden Vollstre-
ckungsmaßnahmen befugt und (z. B. ohne polizeiliche
Hilfe) in der Lage ist.

b) Verwaltungsrechtsstreit

Wenn das Beschwerdeverfahren aus Sicht des Betroffenen
nicht erfolgreich verl�uft, kann er gem�ß § 20 Abs. 1
BDSG das zust�ndige VG anrufen. Hierf�r ist zu differen-
zieren:

aa) Unt�tigkeitsklage

Wenn die angerufene Behçrde nach einer Beschwerde f�r
eine Dauer von mindestens 3 Monaten unt�tig geblieben
ist, kann der Beschwerdef�hrer gem�ß Art. 78 Abs. 2
DSGVO i. V. m. § 75 VwGO Klage vor dem VG erheben,
das f�r die angerufene Behçrde zust�ndig ist.17 Zu erheben
ist eine sogenannte Verpflichtungsklage, etwa mit folgen-
dem Antrag:

„Die Beklagte wird verpflichtet, die Beschwerde des Kl�-
gers vom .. . (Anlage K 1) unter Beachtung der Rechtsauf-
fassung des Gerichts zu bescheiden.“

Die Formulierung „unter Beachtung der Rechtsauffassung
des Gerichts“ gibt die Mçglichkeit, im Verwaltungsrechts-
streit bereits inhaltliche Vorgaben f�r den Erlass des be-
gehrten Verwaltungsakts zu kl�ren. Wenn das Gericht sein
Urteil damit begr�ndet, dass der fehlende Verwaltungsakt
den Kl�ger in seinem Recht aus Art. 20 DSGVO verletzt,
steht fest, dass der Kl�ger die Datenherausgabe dem Grun-
de nach verlangen kann. Die Behçrde ist hieran gebun-
den.18

bb) Versagungsgegenklage

Wenn die Behçrde nicht den beantragten Verwaltungsakt
gegen den Verantwortlichen erl�sst, kann der Beschwerde-
f�hrer eine Verpflichtungsklage in Form der Versagungs-
gegenklage erheben,19 etwa mit folgendem Antrag:

„Die Beklagte wird verpflichtet, [sofern zuvor ein ander-
weitiger Verwaltungsakt erlassen wurde: ihren Bescheid

vom .. ., Aktenzeichen .. . aufzuheben und] den Beigelade-
nen20 durch Verwaltungsakt anzuweisen, dem Kl�ger die
ihn betreffenden personenbezogenen Daten herauszuge-
ben, die er dem Beigeladenen im Zeitraum vom ... bis . . .
bereitgestellt hat, und zwar in dem vom Kl�ger wie folgt
spezifizierten Dateiformat: (. . .), hilfsweise in einem
gleichwertigen anderen maschinenlesbaren, g�ngigen
Format.“21

Der vorgenannte Antrag hat jedoch nur Erfolg bei einer
Ermessensreduktion auf Null (siehe oben lit. a]). Deshalb
empfiehlt sich folgender Hilfsantrag auf Neubeschei-
dung:

„Die Beklagte wird verpflichtet, [sofern zuvor ein ander-
weitiger Verwaltungsakt erlassen wurde: ihren Bescheid
vom ..., Aktenzeichen .. . aufzuheben und] �ber die Be-
schwerde des Kl�gers vom ... (Anlage K 1) unter Beach-
tung der Rechtsauffassung des Gerichts erneut zu entschei-
den.“

Der Hilfsantrag hat Erfolg, wenn die Entscheidung der
Behçrde �ber die Beschwerde ermessensfehlerhaft war.22

Problematisch ist in dieser Konstellation die Zust�ndigkeit
des Gerichts in Deutschland. Die Zust�ndigkeit einer an-
gerufenen deutschen Aufsichtsbehçrde endet, wenn sie
gem�ß § 19 Abs. 2 BDSG die Beschwerde an die feder-
f�hrende Behçrde im (EU-)Ausland weitergeleitet hat.
Damit wird die federf�hrende Behçrde zur Entscheidung
�ber die Beschwerde berufen und somit auch passivlegiti-
miert in einem Verwaltungsgerichtsverfahren. Sofern man
§ 19 BDSG nicht f�r EU-rechtswidrig h�lt, kann der Be-
troffene seine Klage gegen die Beschwerdeentscheidung
nur vor den zust�ndigen Gerichten im EU-Ausland erhe-
ben. Denn Klagen gegen ausl�ndische Behçrden vor deut-
schen (Verwaltungs-)Gerichten sind ausgeschlossen.23

2. Durchsetzung mithilfe des Zivilrechts

Wenn der Betroffene im Erkenntnisverfahren einen Titel
erwirkt hat, ist dieser im Anschluss zu vollstrecken.

a) Erkenntnisverfahren

Die betroffene Person kann gem�ß Art. 79 Abs. 2 DSGVO
vor den Gerichten im Mitgliedstaat des Verantwortlichen
klagen oder im EU-Mitgliedstaat seines Wohnsitzes, und
zwar – gem�ß § 44 BDSG – am Gerichtsstand seines
Wohnorts.24 Anders als im çffentlichen Recht besteht im
Zivilverfahren somit keine nachteilige Bindung an behçrd-
liche Zust�ndigkeiten (siehe oben Ziffer 1).
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14 Verwaltungsvollstreckungsgesetz bzw. die Verwaltungsvollstreckungsge-
setze der einzelnen Bundesl�nder der jeweiligen Aufsichtsbehçrden.

15 Maurer/Waldhoff, Allgemeines Verwaltungsrecht, 19. Aufl. 2017, § 20
Rn. 5, 13 - 27.

16 Gola (Fn. 1), Art. 61 Rn. 4.
17 Plath (Fn. 12), Art. 78 DSGVO Rn. 4. Bei einer Ermessensreduktion auf

Null w�re der Antrag entsprechend der Versagungsgegenklage zu stellen.
18 Kopp/Schenke, VwGO, 25. Aufl. 2019, § 113 Rn. 212. Dies gilt auch bei

der Versagungsgegenklage, etwa wenn der streitgegenst�ndliche Verwal-
tungsakt die Betroffenenrechte ermessensfehlerhaft regelt.

19 Siehe dazu Schantz/Wolff (Fn. 9), Rn. 1103. Ein Vorverfahren findet auch
in diesem Fall nicht statt, s. § 20 Abs. 4 BDSG.

20 Der Verantwortliche w�re gem�ß § 65 Abs. 2 VwGO beizuladen (notwen-
dige Beiladung).

21 Gegebenenfalls als Stufenklage verbunden mit einer weiteren Stufe zur
Vollstreckung mit folgender Erweiterung des Antrags: „(. . .) und die
Beklagte zu verpflichten, den beantragten Verwaltungsakt in Form der
Herausgabeverf�gung zu vollstrecken“, s. Kopp/Schenke (Fn. 18),
25. Aufl. 2019, § 113 Rn. 189.

22 Kopp/Schenke (Fn. 18), § 113 Rn. 197.
23 Schantz/Wolff (Fn. 9), Rn. 1104; Gola (Fn. 1), Art. 78 Rn. 10.
24 Schantz/Wolff (Fn. 9), Rn. 1264.



Der Klageantrag gegen den Verantwortlichen als Beklag-
ten kçnnte lauten:

„Der Beklagte wird verurteilt, dem Kl�ger die ihn be-
treffenden personenbezogenen Daten herauszugeben, die
der Kl�ger dem Beklagten im Zeitraum vom ... bis . . .
bereitgestellt hat, und zwar in dem vom Kl�ger wie folgt
spezifizierten Dateiformat: (. . .), hilfsweise in einem
gleichwertigen anderen maschinenlesbaren, g�ngigen
Format.“

Die Durchsetzung der Daten�bertragbarkeit darf zwar ge-
m�ß Art. 20 Abs. 4 DSGVO die Rechte und Freiheiten
anderer Personen nicht beeintr�chtigen; eine Begrenzung
des Urteilstenors ist aber nur dann erforderlich, wenn der-
artige Drittbeeintr�chtigungen durch einen konkreten
Sachverhalt nachgewiesen sind. Jedenfalls f�r die textlich
gleichlautende Begrenzung des Auskunftsanspruchs ge-
m�ß Art. 15 Abs. 4 DSGVO hat j�ngst das LAG Stuttgart
entsprechend entschieden.25 Damit wird die „Beeintr�ch-
tigung von Rechten Dritter“ als zivilprozessuale Einwen-
dung behandelt, die der Beklagte vorzutragen und zu be-
weisen hat.

Aus Betroffenensicht vorteilhaft kçnnte sich auch das
Kostenrisiko eines Zivilverfahrens gestalten. Auskunfts-
anspr�che nach § 34 BDSG a. F. taxierten die Gerichte
bislang mit einem Streitwert von J 500,00, was zu
einem – �berschaubaren – Prozesskostenrisiko (erste In-
stanz J 470,00) f�hrt. Zu Art. 20 DSGVO legen j�ngste
Entscheidungen pauschal einen Streitwert i. H. v.
J 5000,00 fest.26

b) Vollstreckungsverfahren

Welche Vollstreckungsart zur Durchsetzung des gem�ß
lit. a erwirkten Titels zu w�hlen ist, h�ngt ab von der
Rechtsnatur des titulierten Anspruchs. Art. 20 Abs. 1 S. 1
DSGVO vermittelt einen Auskunftsanspruch des Betrof-
fenen, der durch die Herausgabe seiner Daten zu erf�llen
ist.27 Gleichwohl findet keine Herausgabevollstreckung
gem�ß § 883 ZPO statt, weil diese Norm nur auf Sachen
und nicht auf Daten anwendbar ist. Daten kçnnen nur
Gegenstand eines Auskunftsanspruchs sein.28

Die Auskunftserteilung wiederum wird im Regelfall als
unvertretbare Handlung gem�ß § 888 ZPO vollstreckt,29

und zwar durch Zwangsgeld oder, falls dies nicht beige-
trieben werden kann, durch Zwangshaft. Das Zwangsgeld,
das der Gl�ubiger vollstrecken muss, aber die Staatskasse
erh�lt, betr�gt maximal J 25 000,00, kann jedoch f�r ein-
und dieselbe Pflichtverletzung mehrfach verh�ngt wer-
den.30

Bei der Zwangshaft infolge Uneinbringlichkeit des
Zwangsgelds haftet die betroffene Person als Antragsteller
(neben dem Schuldner) f�r die Kosten, und zwar sowohl
f�r die Verhaftung durch den Gerichtsvollzieher selbst als
auch f�r den Haftkostenbeitrag zur Unterkunft und Ver-
pflegung des Schuldners.31 Wenn die betroffene Person
dieses Haftungsrisiko vermeiden will, bleiben ihm die
Mçglichkeiten, auf dem çffentlich-rechtlichen Weg ein
Bußgeld als Sanktion zu erwirken und gem�ß § 893 ZPO
i. V. m. Art. 82 DSGVO Schadensersatz vom Verantwort-
lichen zu verlangen.

Vollstreckungsentscheidungen deutscher Gerichte kçn-
nen in den anderen EU-Mitgliedstaaten auf Grundlage
der EU-Anerkennungs- und Vollstreckungs-Zust�ndig-
keits-Verordnung vollstreckt werden.32 Außerhalb der

EU ist der Betroffene auf Staatsvertr�ge bzw. Verfahren
zur Anerkennung des erstrittenen Titels im Ausland an-
gewiesen.

3. Daten�bermittlung und Direkt�bermittlung

Gem�ß Art. 20 Abs. 1 S. 1 DSGVO ist der Betroffene
berechtigt, seine Daten an einen Dritten ohne Behinderung
durch den Verantwortlichen zu �bermitteln. Dieses Recht
wird umgesetzt durch einen Unterlassungsanspruch des
Betroffenen gegen den Verantwortlichen, das die �ber-
mittlung behindernde Verhalten bei Meidung eines Ord-
nungsgelds bis zu J 250 000,00 zu unterlassen (§ 890
ZPO).33 F�r die Zust�ndigkeit und Verfahren der çffent-
lich-rechtlichen und zivilrechtlichen Durchsetzung gelten
die Ausf�hrungen zu Ziffer 1 und 2. Die Unterlassungs-
pflicht wird als unvertretbare Handlung mittels Ordnungs-
geld und Zwangshaft vollstreckt, gem�ß den §§ 11, 16
VwVG bzw. § 890 ZPO.

Das Recht zur Direkt�bermittlung gem�ß Art. 20 Abs. 2
DSGVO steht ausdr�cklich unter dem Vorbehalt der tech-
nischen Machbarkeit. Die Zweifel hieran, insbesondere
mangels einheitlicher Datenaustauschverfahren, ist oben
in Abschnitt II dargelegt. Umstritten ist zudem, ob nur der
�bermittelnde Verantwortliche oder auch der empfangen-
de Verantwortliche verpflichtet ist.34 Zur Vollstreckung
w�re jedenfalls ein Titel gegen beide Verantwortliche zu
erwirken und koordiniert umzusetzen.

IV. Fazit und Thesen
F�r eine effektive Umsetzung des Rechts auf Daten�ber-
tragbarkeit sind zahlreiche technische Fragestellungen of-
fen.

Nach der Erfahrung der Autoren nutzen die Behçrden in
Deutschland in Beschwerdeverfahren von Betroffenen die
europarechtlich fragw�rdige Verweisung an die „federf�h-
rende“ Aufsichtsbehçrde. Insbesondere bei großen Anbie-
tern sitzt diese oftmals außerhalb Deutschlands. Betroffe-
ne, die zur Durchsetzung ihrer Rechte die Datenschutz-
behçrden anrufen, m�ssen sich deshalb grçßtenteils mit
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25 LAG Baden-W�rttemberg, 20. 12. 2018 – 17 Sa 11/18, Rn. 209; �hnlich
Munz, in: Taeger/Gabel (Fn. 7), Art. 20 Rn. 53, 54, abstellend auf den
Anspruch der Erben auf Zugang zum Facebook-Konto des Erblassers,
gegen�ber dem der BGH das Datenschutzrecht zur�ckgestellt hat, BGH,
12. 7. 2018 – III ZR 183/17, K&R 2018, 633 ff.

26 OLG Kçln, 5. 2. 2018 – 9 U 120/17; AG D�sseldorf, 27. 10. 2014 –
C 6875/14; LG Ulm, 1. 12. 2004 – 1 S 89/04; OLG Karlsruhe, 21. 1. 2008 –
6 W 121/07; KG Berlin, 5. 4. 2002 – 14 W 40/02: lediglich J 350,00; zu
Art. 20 DSGVO; OLG Kçln 3. 9. 2019 – 20 W 10/18.

27 Munz, in: Taeger/Gabel (Fn. 7), Art. 20 Rn. 34; Gola (Fn. 1), Art. 20 Rn. 8.
28 BGH, 21. 9. 2017 – I ZB 8/17, Rn. 15.
29 In Einzelf�llen kçnnte eine Vollstreckung als vertretbare Handlung gem�ß

§ 887 ZPO erfolgen, indem ein gerichtlicher Gutachter die Datenverarbei-
tungsanlagen des Verantwortlichen in Augenschein nimmt und die Daten
herunterl�dt, wie dies teilweise zur Auskunft gem�ß § 101 UrhG prakti-
ziert wird, s. dazu Schneider, Handbuch EDV-Recht, 5. Aufl. 2017, Kap. X
Rn. 167 sowie Dreier/Schulze, UrhG, 6. Aufl. 2018, § 101 Rn. 30.

30 BGH, 2. 3. 1983 – IVb ARZ 49/82, NJW 1983, 1859, 1860; BGH, 14. 4.
2005 – IX ZB 76/04, NJW-RR 2005, 1211, 1213; j�ngst: KG Berlin, 3. 12.
2019 – 21 W 11/19.

31 Siehe KVGKG 9010; der Haftkostenbeitrag 2019 in Baden-W�rttemberg
ist auf monatlich J 438,10 festgesetzt worden, s. http://www.landesrecht-
bw.de/jportal/portal/t/5em/page/bsbawueprod.psml?doc.hl=1&doc.id=VB
-BW-Just201941-1&documentnumber=3&numberofresults=10&doctyp=
Verkuendungsblatt %3Abw-ablju&showdoccase=1&doc.part=D&param
fromHL=true#focuspoint. Bei der maximalen Haftdauer von 6 Monaten
(§ 888 Abs. 1 S. 3, § 802 j ZPO) sind dies J 2628,60.

32 VO (EU) Nr. 1215/2012 vom 12. 12. 2012; ABl. Nr. L 325, S. 1 vom
20. 12. 2012, zuletzt ge�ndert durch �nderungsVO (EU)) 2015/281 vom
26. 11. 2014, ABl. 2015, Nr. L 54, vom 25. 2. 2015, S. 1.

33 Munz, in: Taeger/Gabel (Fn. 7), Art. 20 Rn. 42.
34 F�r eine Verpflichtung beider Verantwortlicher: Gola (Fn. 1), Art. 20

Rn. 27; dagegen: Munz, in: Taeger/Gabel (Fn. 7), Art. 20 Rn. 44.
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Behçrden und Gerichten außerhalb Deutschlands ausei-
nandersetzen.
Die Erwirkung eines Titels erscheint deshalb auf dem
Zivilrechtsweg f�r den Betroffenen g�nstiger. Betroffene
kçnnen bei Gerichten an ihrem Wohnsitz Klage erheben
und einen erwirkten Titel jedenfalls in anderen EU-Mit-

gliedstaaten aufgrund der EU-Anerkennungs- und Voll-
streckungs-Zust�ndigkeits-Verordnung vollstrecken.
Ein erwirkter Titel kann in der Regel nur als unvertretbare
Handlung vollstreckt werden. Ob der Anspruch durch
Zwangsgeld oder Zwangshaft erf�llt werden kann, ist ge-
rade bei großen Anbietern fraglich.

Prof. Dr. Jens M. Schmittmann, Essen und Julia Sinnig, Luxemburg*

Aktuelle Entwicklungen im Steuerrecht
in der Informationstechnologie 2018/2019 – Teil 1

Teil eins des Beitrags fasst die wesentlichen Entwicklun-
gen in Legislative und Judikative im internationalen und
europ�ischen Steuerrecht sowie in Legislative im deut-
schen Steuerrecht zusammen, soweit sich Bez�ge zur In-
formationstechnologie und dem Informationstechnologie-
recht ergeben. Er kn�pft an die Beitr�ge des Verfassers
Prof. Dr. Jens M. Schmittmann in den Vorjahren,1 sowie
an den Beitrag beider Verfasser im vergangenen Jahr2 und
die Vortr�ge der Verfasser in Bremen anl�sslich der DSRI
Herbstakademie 2019 an.3

I. Internationales: Globaler Konsens zur
Besteuerung digitaler Unternehmen?
Entwicklungen auf Ebene der OECD

Seit Oktober 2015 befassen sich Regierungen und Exper-
ten im Rahmen des ersten Aktionspunktes im BEPS Pro-
jekt4 mit der Ausarbeitung einer Anpassung der interna-
tionalen Konzernbesteuerung an die Herausforderungen,
die die Arbeitsweise digitalisierter Unternehmen f�r das
durch physische Anwesenheit gepr�gte Steuerrecht mit
sich bringen.5 Als problematisch wird insbesondere der
Umstand erachtet, dass Unternehmen, die durch eine digi-

tal(isiert)e Gesch�ftsaktivit�t Ertr�ge erwirtschaften, auf-
grund der engen Betriebsst�ttendefinition des Art. 5 OECD
Musterabkommens zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und
vom Vermçgen (OECD-MA) in der Regel lediglich im
Ans�ssigkeitsstaat, nicht jedoch in mçglichen Quellenstaa-
ten, besteuert werden.
2015 verçffentlichte die OECD einen ersten Bericht zu
diesen Herausforderungen,6 dem 2018 ein weiterer Zwi-
schenbericht folgte. Dieser sprach jedoch keine abschlie-
ßende Empfehlung aus, wie mit den oben genannten Her-
ausforderungen materiellrechtlich umgegangen werden
sollte.7 Mangels Konsens der an den Verhandlungen betei-
ligten OECD-Mitglied- und Nicht-Mitgliedstaaten wurde
insbesondere keine Empfehlung zur Einf�hrung vorl�ufi-
ger Maßnahmen ausgesprochen.8

Im Jahr 2019 schritten die Verhandlungen weiter fort, wie
von der OECD durch die Verçffentlichung einer „Policy
Note“,9 eines Arbeitsprogrammes,10 und zweier �ffent-
lichkeitsbeteiligungsverfahren11 attestiert wird.
Ziel der OECD ist es, bis sp�testens 2020 globalen Kon-
sens zur Anpassung der (Ertrags-)Besteuerung von digital
arbeitenden Unternehmen zu finden.12
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